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ein unmittelbarer Austausch von Leistung 
und gleichwertiger gegenleistung im 
Wege des Bargeschäftes gilt im Zusam-
menhang mit der insolvenzanfechtung 
grundsätzlich als privilegiert. Hiervon 
profitiert auch die durchsetzung valider 
Ansprüche aus eigentumsvorbehalt. die 
realisierung vom Verwalter auch in der in-
solvenz zu beachtender Vorrechte einzel-
ner gläubiger erfüllen regelmäßig die Vo-
raussetzungen eines „Aktivtausches“ und 
wirken daher nicht masseschmälernd. 

Hierauf berief sich auch ein Mehllieferant. 
er wurde jedoch im konkreten Fall durch 
den BgH eines Besseren belehrt und 
musste nach zwei instanzen, in denen er 
obsiegt hatte, schlussendlich doch rück-
zahlung in Höhe von 156.108,89 € an den 
insolvenzverwalter leisten. 

der Lieferant hatte vorgetragen, sein 
schuldner habe zur Ablösung des zuvor 
vereinbarten erweiterten eigentumsvor-
behaltes gezahlt und damit nur Zahlun-
gen im Wege eines gleichwertigen Leis-
tungsaustausches geleistet. dem setzte 
der BgH entgegen, dass es an der für die 
bargeschäftsähnliche Lage erforderli-

chen gleichwertigen gegenleistung feh-
le, wenn die „Vereinbarung eines erwei-
terten eigentumsvorbehalts in der Form 
[erfolge], dass der schuldner eigentum 
an den erstandenen sachen erst erwer-
ben soll, wenn er nicht nur den Kaufpreis 
bezahlt, sondern auch alle anderen oder 
zumindest bestimmte andere Ansprü-
che aus der geschäftsverbindung tilgt“ 
(BgH, urt. v. 12. Februar 2015, zu Az. iX Zr 
180/12 rn. 24 – juris). 

das wurde damit begründet, dass ein 
schuldner im Falle des erweiterten eigen-
tumsvorbehalts mit der Begleichung der 
jeweiligen Forderung noch kein eigentum 
an der konkreten Ware erwerbe, sondern 
letztlich erst alle Außenstände begleichen 
müsse, um an konkreten Waren eigentum 
zu erwerben. damit stehe objektiv seiner 
im einzelnen geleisteten Zahlung gerade 
keine gleichwertige gegenleistung (tat-
sächliche erlangung des eigentums) ge-
genüber. 

Besonders unerfreulich: der BgH spricht 
im Leitsatz dieser entscheidung ohne nä-
here erläuterung vom „verlängerten und 
erweiterten eigentumsvorbehalt“, ohne 

hierauf in den urteilsgründen einzuge-
hen. dies sorgt für weitere unsicherheit, 
indem ohne nachvollziehbaren grund 
auch der verlängerte eigentumsvorbehalt 
gleich mitkassiert wird. 

Bei genauer Analyse der Begründung im 
Übrigen dürfte es sich hierbei jedoch eher 
um ein „redaktionsversehen“ gehandelt 
haben. richtigerweise muss aber wohl da-
von ausgegangen werden, dass jedenfalls 
die gerne verwandten Vereinbarungen 
zum verlängerten eigentumsvorbehalt, 
die die Vorausabtretung von Ansprüchen 
aus dem Verkauf oder der Verarbeitung 
der Ware im umfang über den abgesi-
cherten Anspruch hinaus vorsehen, durch 
das urteil in Anfechtungsgefahr geraten 
sind.

nutzer von AgB sollten daher ihre rege-
lungen zum eigentumsvorbehalt unbe-
dingt einer Überprüfung unterziehen und 
vor allem eine sorgfältige Abwägung tref-
fen, ob nicht ein erweiterter eigentums-
vorbehalt für ihr unternehmen verzicht-
bar ist. 
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